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Weiteres zur Frage des Berwaltungsgerichtshofes. 
Von J. U. Dr. Rudolf Korb in Prag. 


(Fortſetzung.) 


Beide Autoren treten zugleich mit dem von ihnen verfochtenen 
Principe mit der wiſſenſchaftlichen Entwicklung der Frage der Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit in Widerſpruch. Die Geneſis der Verwaltungs⸗ 
gerichts barkeit, namentlich in Deutſchland, lag in der Abſicht, Privat— 
rechte vor den Eingriffen der Verwaltungsbehörden zu ſchutzen. Im 
genaueſten Zuſammenhange mit dieſem Gedanken ſtand daher auch das 
urſprüngliche Poſtulat, dieſe Verwaltungsgerichtsbarkett den ordentlichen 
Civilgerichten zu übertragen und die Verwaltungsgerichtsbarkeit als 
einen Streit zwiſchen der Adminiſtrativbehörde und dem Einzelnen zu 
conſtruiren. K. wie G. wollen dieſe privatrechtliche Conſtruction bei— 
behalten haben, nachdem doch, da es ſich bei ihnen nicht mehr um 
fal 15 von Privatrechten handelt, jede Rechtfertigung dafür ent 
allen iſt. 

So lange war die Verwaltungsgerichtsbarkeit Verwaltungsjnſtiz. 
Später erſt trat das Poſtulat auf, und zwar zunächſt aus techniſchen 
Gründen, ſtatt der ordentlichen Civilgerichte eigene Gerichte für dieſe 
Judicatur zu conftituiven und hiemit entſtand erſt die Verwaltungs— 
gerichts barkeit im eigentlichen Sinne des Wortes, fo wie das weitere 
Poftulat, auch den Schutz öffentlicher ſubjectiver Rechte den Gerichten 
„Verwaltungsgerichten) zu übertragen. Die Conſtruction des Gegen⸗ 
andes dieſer Gerichtsbarkeit als eines Streites zwiſchen Adminiſtrativ⸗ 
behörde und Einzelnem wurde lediglich der Verwaltungsjnſtiz zum 
Schutze der Privatrechte entnommen. Mit Gneiſt und ſeinem Studium 
des engliſchen Verwaltungsrechts iſt — wie bereits oben erwähnt 
wurde 7 auch dieſe dem Privatrechte entnommene und in einem 
Nichtverſtändniſſe der wahren Natur des öffentlichen Rechtes gelegene 
Conſtruction entfallen. K. wie G. wollen dagegen dieſe morfche Form 
für öffentliche ſubjective Rechte beibehalten, auf der andern Seite 


aber den, wie wir oben nachgewieſen haben, praktiſch viel wich— 
tigeren Schutz von Privatrechten nach ihrer Intention wieder den 
ordentlichen Civilgerichten überweiſen, de facto aber der Gerichtscon— 
trole gänzlich entziehen. 

Sie ſtehen weiter im Widerſpruche mit dem poſitiven Rechte 
Englands, Frankreichs und namentlich Badens und Preußens. Wir 
können uns hiebei auf unſere Ausführungen in Nr. 18 des Jahr⸗ 
ganges 1873 dieſer Zeitſchrift berufen, aus welchen klar hervorgeht, 
daß nach dem poſitiven Rechte diefer Staaten die Verwaltungsgerichts— 
barkeit nicht auf ſubjective öffentliche Rechte beſchränkt iſt. Aber 
insbeſondere von Grünwald muß es Staunen erregen, daß er einen 
ganzen Abſchnitt. SS. 23 — 69 der ausländischen Geſetzgebung widmet, 
hierauf aber im Abſchnitte III ſein Princip von dem ausſchließlichen 
Schutze ſubjectiver öffentlicher Rechte ausführt, ohne mit einem Worte 
es zu motiviren, warum gerade das öſterreichiſche Recht im Gegen— 
ſatze zu den ausländiſchen Geſetzgebungen des Schutzes 
gegen adminiſtrative Eingriffe in die Privatrechte der Einzelnen ent⸗ 
rathen ſoll. Das kann nicht eine durchgeführte Vergleichung, fondern 
muß eine beziehungsloſe Nebeneinanderſtellung genannt werden, welche 
bei der Beſprechung eines poſitiven Geſetzentwurfes den Verdacht eines 
literariſchen Schmuckes erregt. Hinſichtlich des engliſchen Rechtes ver— 
weist der Verfaſſer auf Gneiſt und Stein ), was Gegenſtand der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit des franzöſiſchen Rechtes iſt, erfahren wir 
überhaupt nicht, obwohl der Verfaſſer auf 16 Seiten nach Adolphe 
Chauveau eine Darſtellung dieſes Rechtes gibt. Uebrigens bemerken 
wir, daß gerade das franzöſiſche Recht feine jurisdietion administra- 
tive dem Beſtreben nach dem Schutze von Privatrechten Einzelner 
gegen die Willkür der Verwaltungsbehörden verdankte *). 


) S. 24 jagt (U.: „Wer ſich eben durch die Verfügung der Verwaltungs ke⸗ 
hörde (Justice of peace) in feinen Rechte gekränkt erachtet, wendet ſich mit ſeiner 
Klage gegen die Behörde ſofort an das ordentliche Gericht“. Dieſe Darftellung 
iſt nicht richtig. Gneiſt jagt in feinem Selkgovernment x. S. 5101 „Die Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit beruht nicht auf einer Klage des Privaten gegen die Obrigkeit“ 
und „die Verwaltungsgerichtsbarkeit beruht auch nicht auf dem Inſtanzenzug der 
ordentlichen Gerichte. Es iſt dabei weder das Kreisgericht der decretirenden Polizei- 
obrigkeit, noch ein Mittelgericht den Quarter Sessions über- oder nebengeordnet. Das 
engliſche Verwaltungsrecht vermeidet die Gegenüberſtellung von Juſtiz und Verwal⸗ 
tung in dem Maße, daß auch ine Provocation von den Verwaltungsſtellen an die 
Gerichte nur in wenigen finanziellen Fragen ausnabmsweiſe eintritt“. Gneiſt ſagt 
daher das gerade Gegentheil. Wir haben die engliſche Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht 
aus den Quellen ſtudirt. Gneiſt ſcheint uns aber glaubwürdiger als G. Der Leßtere 
ſagt ſelbſt weiter unten: „Gegen jeden Ausſpruch des Justice of peace iſt die Appel⸗ 
lation zunächſt an die Quarterly session der Friedensrichter geſtattet“. 

) Dieſe Anſchauung haben wir aus der Darſtellung v. Stein's, S. 133— 
140 der 1. Auflage feiner Verwaltungslehre (die 2. Auflage iſt uns gerade nicht zur 
Hand) geſchöpft. Sie folgt auf das klarſte aus folgenden Sätzen (S. 136): „Hätte 
man daher das Princip durchführen und für jede Actton der Adminiſtration ein Klag⸗ 
recht einräumen wollen, wo ein geſetzlich anerkanntes Privatrecht exiſtirte, fo würde 
man die Function der einheitlichen Adminiſtration damit im Geiſte der franzöſiſchen 
Staatsbildung eigentlich vernichtet haben. Die franzöſiſche Geſetzgebung kam daher 
ſchon unter der Revolution zu dem ſtrenge formulirten .... Grundfatz, daß das 
Gericht niemals über Handlungen der Adminiſtration urtheilen könne und duͤrfe .... 
Natürlich folgte nun aus dieſem Satze, daß, da man die Verordnungen denn doch 


Dieſes Princip K.'s und G.S ſteht endlich mit dem Staats⸗ 
grundgefege in Widerſpruch. Für die wiſſenſchaftliche Beurtheilung 
der Frage kommt dies freilich nicht in Betracht, denn die Wiſſenſchaft 
kennt auch die Schranken eines Staatsgrundgeſetzes nicht. Die Ver— 
ſchiedenbeit der Diction im Staatsgrundgeſetze zwiſchen „in feinen Privat- 
rechten benachtheiligt“ und „in ſeinen Rechten verletzt“, zeigt klar und deutlich, 
daß unter den letzteren Rechten ſowohl Privat- als öffentliche Rechte 
zu verſtehen find. Aus Anlaß der Beſprechung der Competenzſtreitig⸗ 
keiten zwiſchen Reichsgericht und Verwaltungsgerichtshof, von denen 
Grünwald behauptet, daß ſie gar nicht entſtehen werden (2), ruft er mit 
Emphaſe aus, „man ändere doch nichts an unſeren ſo ſchwer errun— 
genen, zum großen Theil mit „Blut und Eiſen“ erkämpften Staats⸗ 
Zrundgeſetzen“, nachdem er kurz vorher für eine ſo einſchneidende 
Beſchränkung der Competenz des Verwaltungsgerichtshofes gegenüber 
dem Staatsgrundgeſetze, wornach dieſelbe ſowohl den Schuß von öffent— 
lichen als Privatrechten zu umfaſſen hat, plaidirt hat. 

Endlich iſt die Propoſition der beiden Autoren dem E. ſelbſt 
gegenüber eine einſchneidende Beſchränkung der Competenz des Ver— 
waltungsgerichtshofes, da dieſer ſowohl zum Schutze von öffentlichen 
wie Privatrechten beſtehen ſoll. Beide Autoren find nach dem ganzen 
Teuor ihrer Broſchüren für einen möglichſt weit gehenden und moͤglichſt 
wirkſamen Rechtsſchutz, und während wir ſie in letzterer Beziehung, in 
welcher ſie gegen die Caſſations⸗ für die Reviſionsinſtanz kämpfen, 
freudig als Bundesgenoſſen acceptiren, fragen wir andererſeits, wo 
zehmen ſie das Recht her, in fo vollem und theilweiſe heftigen Tone, 
gegen den E. anzukämpfen, nachdem ſie den Umfang ſeiner Wirk⸗ 
ſamkeit auf ein Minimum reducirt haben. Fällt Einem hier nicht das 
Wort ein, tant de bruit pour une omelette? Denn bedenken wir, 
daß die bisherige Competenz des Reichsgerichts nicht geſchmälert werden ſoll, 
daß ſich G. mit aller Entſchiedenheit dagegen ſtemmt, daß derſelbe 
nicht, wie bisher, über ſeine Competenz ausſchließlich zu entſcheiden 
bat und daß daher dieſe Competenz auch in dem Maße aufrecht bleiben 
sch, wie fie dieſer Gerichtshof bisher in Anſpruch genommen hat, fo 
finden wir, daß wir einen Gerichtshof zum Schutze öffentlicher und 
unter dieſen gerade der wichtig ſten, nämlich der durch die Staats. 
grundgeſetze gewährleiſteten, öffentlichen Rechte bereits haben, daß aber 
auch noch andere öffentliche ſubjective Rechte (öffentlich-rechtliche An⸗ 
ſpruche) durch dieſen Gerichtshof geſchützt werden. Wie viel bleibt 
denn dann noch für den Verwaltungsgerichtshof Kis und G.' übrig? 
Wir haben aber zwei Exempel angeführt: den Anſpruch auf Armen⸗ 
verſorgung, und den auf die Benützung des Gemeindegutes. Es dürfte 
ſchwer fallen, dieſe Exemplification noch um ein Erkleckliches zu 
vermehren. 

Grünwald hat den unglücklichen Gedanken gehabt, bei der Aus⸗ 
führung ſeines Princips über die Competenz des Verwaltungsgerichts⸗ 
hefes auf Seite 75 und 76 die Auſchauungen des Verfaſſers der 
Beſprechung des E. in den „Juriſtiſchen Blättern“, in einer Art 
und Weiſe anzuführen, als ob ſie ſich durch ſich ſelbſt richten würden, 
und hiebei macht er (warum?) überdies die Bemerkung daß der Ver. 
feffer Mitglied des Reichsgerichtes, Profeſſor der Rechte an der Wiener 
Univerſität und ein ſehr ſcharfſinniger Juriſt ſei, und in der That, auf 
dem von uns lebhaft bekämpften Standpunkte ſeiner privatrechtlichen 
Auffaſſung und der Belaſſung beziehungsweiſe Erweiterung der Com⸗ 
petenz des Reichsgerichts hat er ſich in feiner Propoſition vollſtändig 
als ſolcher erwieſen. Gegen Dr. Lemayer's als Vertheidiger des E's 
ausgeſprochene Anſicht, daß es nicht bezweifelt werden könnte, daß 
vor den Verwaltungsgerichtshof nur Angelegenheiten des öffentlichen 
Rechtes gebracht werden konnen, führt G. an, daß der obenangeführte 
Verfaſſer ſagt, „die Rechte, welche der Verwaltungsgerichtshof gegen 
Verletzung durch die Adminiſtrativgewalt ſchützen ſoll, find die Privat- 
rechte der Staatsbürger“; aber iſt die Sorge dafür, daß die öffent⸗ 
lichen Verwaltungsorgane nach Geſetz und Recht entſcheiden und daher 
nicht geſetz⸗ und rechtswidrig in die Privatrechte der Staatsbürger 


nicht ohne Recht laſſen wollte und konnte, und ein eigenes und ſelbſtſtändiges Gebiet 
des Verordnungsrechtes neben dem Gebiete des bürgerlichen Rechtes entſtehen mußte. 
. . . Innerbalb dieſes Gebietes entftand denn .... nun auch die Nothwendigkeit, 
ein ſelbſtſtändiges Syſtem des Verfahrens für die Einzelnen aufzuftellen und zwar 
mit einer dem proceſſualen Verfahren nachgebildeten Ordnung der einzelnen Acte, 
ſowie mit einer förmlichen Organiſation des Conseil d'Etat als entſcheidender Be⸗ 
horde. Die Geſammtbeit dieſer Organiſation bildet nun das, was die Franzoſen die 
jurisdielion administrative nennen“. 
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eingreifen, nicht eine Angelegenheit des öffentlichen Rechts? Das Syſtem 
jenes Verfaſſers in den „Juriſtiſchen Blättern“ iſt folgendes: Schutz 
öffentlicher Rechte gegen jegliche Verletzung: Competenz des Reichs⸗ 
gerichtes. Schutz von Privatrechten gegen Verletzung durch Privat: 
eingriffe: Competenz der ordentlichen Gerichte. Schutz von Privat⸗ 
rechten gegen Verletzung durch Eingriffe Öffentlicher Verwaltungsorgane: 
Competenz des Verwaltungsgerichtshofes. Wir halten, wie geſagt, das 
Princip des Verfaſſers nicht für das richtige, aber auf Grund— 
lage dieſes Princips müſſen wir der juriſtiſchen Schärfe, der Conſe— 
quenz und der Umfaſſenheit ſeines Syſtems unſere vollſte Anerkennung 
zollen. In der That, wenn ſchon einmal die Competenz des Neiche: 
gerichtes zum Schutze öffentlicher Rechte und nicht nur der durch die 
Staatsgrundgeſetze gewährleiſteten, ſondern auch anderer öffentlicher 
Rechte, und gerade G. tritt ja höchſt energiſch dafür ein, aufrecht 
bleiben toll; dann liegt doch Prineip und Syſtem darin, jenen kleinen 
Bruchtheil der übrigen überdies auch noch minder wichtigen Rechte 
dem Verwaltungsgerichtshof gleichfalls zu entziehen, denn welches 
Princip liegt denn der Theilung der nicht durch die Staatsgrund— 
geſetze gewährleiſteten Rechte zwiſchen Reichsgericht und Verwaltungs⸗ 
gerichtshof zu Grunde? 

G.'s Syſtem geſtaltet ſich daher folgendermaßen. Schutz der 
durch die Staatsgrundgeſetze gewährleiſteten Rechte und noch an— 
derer öffentlicher Rechte: Competenz des Reichsgerichts. Schutz der 
übrigen öffentlichen Rechte: Competenz des Verwaltungsgerichts— 
hofes. Schutz von Privatrechten gegen Verletzung durch Privateingriffe: 
Competenz der ordentlichen Gerichte. Schutz von Privatrechten gegen 
Verletzung durch Eingriff öffentlicher Verwaltungsorgane: nach der An- 
ſicht G. Competenz der ordentlichen Gerichte, nach dem öſterreichiſchen 
poſitiven Rechte gar keiner. — 

Nach den Propoſitionen K.'s und G's würde das Rechtsſchutz— 
ſyſtem Oeſterreichs eine klaffende Lücke aufweiſen, weil ſich kein öſter— 
reichiſches Civilgericht finden würde, welches für geſetzwidrige Ein— 
griffe der öffentlichen Verwaltungsbehörden als ſolcher in die 
Privatrechte Einzelner außer dem ſingulären Falle des erſten Abſatzes 
des Art. 15 des St. G. G. über die richterliche Gewalt — Abhilfe 
gewähren würde. Daß aber dieſe klaffende Lücke, dieſe einſchneidende 
Beſchränkung nicht in der Abſicht der Verfaſſer lag, darin liegt das 
Verhängnißvolle für dieſelben. Denn ihre Ausführungen und Propo⸗ 
ſitionen beruhen auf einem für öſterreichiſche Juriſten unverzeihlichen 
Irrthume. Ihnen fehlt daher alle und jede Berechtigung, gegen die 
Competenzbeſtimmung des E. zu Felde zu ziehen. 

Auf dem Gebiete der Geltendmachung treten K. und G. 
mit Schmitt, dem Verfaſſer in den „Juriſtiſchen Blättern“, von Hye 
und uns entſchieden für die Reviſionsinſtanz ein. 

Was die Organiſation der Verwaltungsgerichtsbarkeit betrifft, 
ſo ſcheinen auch uns mit Dr. Lemayer die Vorſchläge Koller's eine 
reformatio in pejus, und die Kritik, welche Dr. Lemayer übt, ſcheint 
uns — wie bereits oben hervorgehoben wurde, — eine ſo treffende, 
daß es lediglich genügt auf dieſelbe (SS. 742 — 747) hinzuweiſen. 
Nicht glücklicher iſt unſeres Erachtens G. mit ſeinem Vorſchlage. G. 
proponirt nämlich. S. 150 „2. Die Klage kann bei dem Verwaltungs⸗ 
gerichtshofe ſchon dann erhoben werden, wenn die Angelegenheit auch 
nur bei der Verwaltungsbehörde erſter Inſtanz ausgetragen iſt.“ 
Steht man auch mit dem E. und den beiden Verfaſſern auf jenem 
Standpunkte, von welchem aus die Verwaltungsgerichtsbarkeit als 
ein privatrechtlich formulirter Streit zwiſchen der Verwaltungsbehörde 
und den Einzelnen conſtruirt wird, ſo fordert doch das darin zum 
Ausdrucke gelangte Princip, daß die Angelegenheit im adminiſtrativen 
Wege ausgetragen ſein muß, denn die Organiſation der Verwaltungs⸗ 
behoͤrden in Inſtanzen ift eine interne Angelegenheit, nach außen hin 
erſcheint dieſer Organismus als eine Einheit. 

Auf Seite 104 und 105 gibt G. eine unſerer Abhandlung faſt 
wörtlich entnommene Darſtellung der Inſtanzenfülle nach öſterreichi⸗ 
ſchem Rechte, Seite 106 ſagt er hierauf; „Wir find nun der unmaß⸗ 
geblichen Meinung, daß außer Oeſterreich wohl kein zweiter Rechts⸗ 
ſtaat eriftiren dürfte, der ein Verfahren mit A, 6, 7, 8 oder gar 9 
Inſtanzen beſitzt. Wir ſehen alſo, zu welchen Abſonderlichkeiten und 
Schwierigkeiten man in der Praxis gelangen würde, wenn der § 5 
ir Kraft bliebe“. Ja aber wird denn hierin durch den Vorſchlag des 
Verfaſſers etwas verbeſſert? im Gegentheile, der obige Satz würde 


nunmehr fo lauten: „Wir find nun der unmaßgeblichen Meinung, 
daß außer Oeſterreich wobl kein zweiter Rechtsſtaat eriſtiren dürfte, 
der ein Verfahren mit 2, 3, 4, 6, 7, 8 oder gar 9 Inſtanzen befitzt.“ 
Iſt dadurch die Schwierigkeit behoben? werden dadurch nicht vielmehr 
die Abſonderlichkeiten noch abſonderlicher? Nach wie vor kann 
man 9 Inſtanzen durchlaufen; 8 oder gar 9 Inſtanzen durchlaufen zu 
müſſen, davon iſt auch ſchon nach dem E. keine Rede, da ſich der 
Intereſſent auch ſchon bei der Entſcheidung oder Verfügung der erſten 
Inſtanz beruhigen kann. Ein ſolcher Vorgang ſcheint uns denn doch 
Kritik um zu kritiſiren und nicht der Sache wegen. 

Wollen wir mit dem Verfaſſer gar zu ſcharf in's Gericht gehen 
und uns an den Wortlaut ſeiner Propoſition halten, wozu wir wohl 
berechtigt ſind, da er ſelbſt nicht beſtreiten wird, jedes Wort wobl 
abgewogen zu haben, ſo müſſen wir betonen, daß es durch ſeine 
Propoſition nicht ausgeſchloſſen iſt, gegen das Decernat der erſten 
Inſtanz gleichzeitig die Beſchwerde an die zweite und eventuell dritte 
adminiſtrative Inſtanz zu ergreifen. Ja wir können behaupten, daß in 
dieſem Falle gegen das Decernat der zweiten eventuell gegen das der 
dritten Inſtanz in derſelben Angelegenheit wiederum die Klage bei 
dem Verwaltungsgerichtshofe erboben werden kann, ohne daß die 
exceptio rei judicata geltend gemacht werden könnte, weil nicht 
eadem persona vorliegt, ja bei dem Umſtande als unſere Verwal- 
tungsbehörden von Amtswegen procediren, — wie es in der Praxis 
io häufig vorkommt — die höhere Adminiſtrativbehörde dem Recur⸗ 
renten gegen das Decernat der erſten Inſtanz eine weitere oder alte 
dere Verpflichtung auflegen kann. Aber wollte auch G. demjenigen, 
der die Klage gegen die erſte Inſtanz beim Verwaltungsgerichtshofe 
erbebt, in der Angelegenheit einen weitern Beſchwerde- oder Klagezug 
unterſagen, ſo könnte er es doch unmöglich verhindern, daß ein anderer 
Intereffent die Beſchwerde an die zweite Inſtanz und gegen das 
Decernat derſelben die Klage an den Verwaltungsgerichtshof oder 
aber die Beſchwerde an die dritte Inſtanz und erſt gegen das 
Decernat derſelben an den Verwaltungsgerichtshof erbebt. Ja, alles 
dies kann ſich ſodann wieder an das Decernat der zweiten Inſtanz 


31 


zu Verſorgenden wird dieſe Klage abgeſchuitten werden können, weil 
er ja nunmehr gegen den Landesausſchuß, ſomit gegen einen andern 
Streitgegner die Klage erhebt. Um ſo weniger wird der Gemeinde 
die Klage verſagt werden können, da hier beide Streittheile aliae 
personae find. Endlich kann der Landesausſchuß, entweder weil die 
Angelegenheit mit einem andern Petit an ihn gelangt, oder weil er, 
an das Petit der Parteien nicht gebunden, es ſonſt für angemeſſen 
findet, in derſelben Angelegenheit eine über das Decernat der Be⸗ 
zirksvertretung hinausgehende Verfügung treffen, z. B. während die 
letztere nur über die Verpflichtung zur Armenverſorgung erkannte, 
kann er auch über das Maß derſelben erkennen. 

Daß auch Hye die privatrechtliche Conſtruction der Verwaltungs: 
gerichtsbarkeit faſt als ſelbſtverſtändlich vorausſetzt, darf uns nun nicht 
mehr in Erſtaunen ſetzen, und wir müſſen es dem Fortſchritte der 
Zeit überlaſſen, daß das öffentliche und insbeſondere das Verwaltungs⸗ 
recht ſich in der Auffaſſung der öſterreichiſchen Juriſten und der öſterreichi— 
ſchen Geſetzgebung von der Beeinflußung durch das Privatrecht frei mache. 

Dagegen kann auch Hye ſich mit dem E. nicht befreunden. 
Gegen die Caſſations- und für die Reviſionsinſtanz tritt er — wie 
bereits bemerkt — zunächſt entſchieden auf S. XXIII und XXIV 
ein; auf letzterer Seite erwähnt er, daß der Caffationsinſtanz Ver⸗ 
faſſungsbedenken entgegenſtehen. Sodann iſt er aber überhaupt gegen 
die Errichtung eines eigenen Verwaltungsgerichtshofes, die Agenden des— 
ſelben ſollen zwiſchen dem oberſten Gefällsgerichte und dem Reichsgerichte 
getheilt werden, welche in demſelben eine reformirende Judicatur auszuüben 
hätten. Wenn dem Reichsgerichte feine bisherige Judicatur bleiben und Die 
ſelbe nicht auf einen Competenzgerichtshof beſchränkt werden ſoll — 
was ſich deshalb empfiehlt, weil dieſer Gerichtshof nach der Art ſeiner 
Zuſammenſetzung insbeſondere zum Rechtsſchutze der verfaſſungsmäßig 
gewährleiſteten Rechte nicht als vollkommen unbefangen erſcheint, und 
wofür wir auf das Entſchiedenſte eingetreten ſind — ſo würde ſich 
dieſer Vorſchlag im Intereſſe der Vereinfachung unſerer Rechtsorgani⸗ 
ſation, der Vermeidung von Competenzeonflicten und der ſtricteren 
Feſtſtellung eines Princips gegenüber dem E. um fo mehr empfehlen, 


hinſichtlich eines weiteren Intereſſenten anknüpfen. Man male ſich als die Judicatur des Reichsgerichtes eine meritoriſche wäre. Allerdings 


nun dieſe 
man wird geſtehen müſſen, daß fie an das Burleske ſtreifen. 
Liegt denn in dieſer Propoſition irgend welches Princip, heißt 
es nicht jedes Princip über den Inſtanzenzug auf den Kopf 
ſtellen, wenn dieſer Zug lediglich nach dem Belieben des Einzelnen 
von einer einzigen meritoriſchen Berufungsinſtanz bis zu neun In⸗ 
ſtanzen varüüirt? Böhmen zählt allein mit feinen 5 von den 21 Millionen 
Einwohnern des cisleithantichen Oeſterreichs über 6000 Ortsgemeinden 
und gegen die Entſcheidungen und Verfügungen von wenigſtens 20.000 
Gemeinden ſoll die Klage an einen einzigen zur meritoriſchen Ent⸗ 
'heidung berufenen Gerichtshof zuläſſig ſein? Dieſer Verwaltungsge⸗ 


richtshof bat beide Parteien mit ihren thatſächlichen Ausführungen 


anzubören! In welchem Staate der Welt beſteht eine ſolche Inſtitu— 
tion? ja kann eine ſolche überhaupt beſtehen? 

Wenn Jemand im Grunde des Geſetzes vom 3. December 1863, 
R. G. Bl. Nr. 105 an eine Gemeinde den Anſpruch auf Armenver⸗ 
ſorgung ſtellt, ſo kann er gegen die Entſcheidung der Gemeinde beim 
Verwaltungsgerichtshof Klage erheben, thut er dies, ſo muß ſich die 
Gemeinde mit einer einzigen Inſtanz begnügen, ohne daß dies, wie 
bei dem Recurrenten, von ihrem freien Willen abhängen würde. Necur- 
rirt er dagegen an die Bezirksvertretung — und zwar, nehmen wir an, 
nicht gleichzeitig an den Verwaltungsgerichtshof — und die Bezirksver⸗ 
tretung trifft eine Entſcheidung, Te kann zunächſt der Recurrent an 
den Verwaltungsgerichtshof geben. Wie denkt ſich nun G. den weiteren 
Vorgang? Will er der Gemeinde die Berufung au den Landesausſchuß 
deshalb abſchneiden, weil es dem zu Verſorgenden beliebt, an den 
Verwaltungsgerichtshof zu gehen? und weiß denn die Gemeinde, ob 
er das thun wird? Die Recursfriſt an den Gerichtshof iſt nach der 
Propoſition G's länger als die an den Landesausſchuß; wenn die Ge⸗ 
meinde an den letzteren innerhalb der Friſt recurrirt, ſo wird es dem 
Recurrenten immer noch freiſtehen innerhalb der ihm weiter laufen⸗ 
den Friſt an den Gerichtshof zu redurriren. Und wenn G. dieſen 
Recurs der Gemeinde nicht nehmen will, wie denkt er ſich das Ver: 
hältniß des Decernats des Laudesausſchuſſes zu dem des Gerichtshofs? 
Wird nun gegen das Decernat des Landesausſchuſſes neuerdings die 
Klage an dem Verwaltungsgerichtshof offenſtehen? Nicht einmal dem 


Zuſtände in Seiner ſtaatsrechtlichen Phantaſie aus und von einer Verwaltungsgerichtsbarkeit in unſerem Sinne wäre dann 


keine Rede. Nicht theilen können wir die Beſcheidenheit, welche in der 
Zufriedenheit mit der bisherigen Wirkſamkeit des Reichsgerichtes liegt; 
nicht nur hatte es binnen mehr als 4 Jahren nur in 49 Fällen zu 
entſcheiden, ſondern Hye muß felbft zugeftehen, daß das Gericht in 
den beiden wichtigeren Arten feiner Eutſcheidungen, nämlich über Com⸗ 
petenzeonflicte und über verfaſſungsmäßig gewährleiſtete Rechte, in 
einzelnen Fällen ſeine Entſcheidung gar nicht durchſetzen konnte und 
ſomit de lege auch nicht kann. 

Ueberblicken wir noch einmal die Aeußerungen der Fachwiſſen⸗ 
ſchaft über den E., fo haben mit uns Schmitt, die „Juriſtiſchen Blätter“, 
Koller, Grünwald und Hye die Caſſationsinſtanz und daher ein 
wichtiges Princip des E. verworfen. Kißling iſt zwar nicht gegen die 
Caſſationsinſtanz, ſtebt jedoch — wie wir gezeigt — gleichwohl auf 
einem von dem E. abweichenden principiellen Standpunkte. Dagegen 
veröffentlicht Dr. J. Print in der Gerichtshalle ſeit Nr. 7 dieſes 
Jahres eine Abhandlung über Verwaltungsrechtspflege, welche dem 
E. freundlich geſinnt zu fein ſcheint“). 


(Schluß folgt.) 


.) Dr. Nowak beſpricht in der „Gerichtszeitung“ die Broſchüre Grünwald's 
in ungünſtiger Weite, und erklärt ſich hiebei gelegentlich ebenfalls als Verthei⸗ 
diger des E. — Eine weitere Beſprechung hat Grünwald's Broſchüre in dem 2. Bande, 
Jahrgang 1875 von Grünbut's Zeitſchrift in wenig glimpflicher Weiſe ebenfalls von 
Dr. Lemayer erfahren. Auch dieſer Kritik muß man — abgeſehen von einigen Seur⸗ 
rilitäten — im allgemeinen beiſtimmen. Wie wenig übrigens der Verfaſſer dieſer 
Kritik dem dfterreichtichen Verwaltungsrechte und daher der Beurtheilung der Inſti⸗ 
tution zur Verwirklichung desſelben gewachlen iſt, beweist, was er S. 495 über den 
Inſtanzenzug des öſterreichiſchen Verwaltungsrechtes behauptet. „Der Rechtszug an 
die autonomen Inſtanzen und an die Staatsaufſicht ſteht, wie Jederman weiß, nur 
alternativ zu“; dies iſt nicht richtig; es iſt weder durch das Geſetz ausgeſprochen, 
noch wird es in der Praxis ſo gehandhabt; vergl. das in Nr. 23 des Jahrganges 
1875 dieſer Zeitſchrift, S. 90 mitgetheilte Beiſpiel. Ueberdies gibt es nicht nur 


im Grunde des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes, ſondern auch im Grunde der den 
Staatsorganen zustehenden Executive in Angelegenheiten des ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſes einen doppelten, nicht alternativen Inſtanzenzug. Hat nämlich 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Durch die Verweigerung des kirchlichen Aufgebotes gegenüber der 

Erklärung des Ehewerbers, daß er das kirchliche Sacrament der 

Ehe nicht empfangen wolle, iſt die geſetzliche Vorausſetzung zur 
Eingehung der Civilehe gegeben. 

Den geiſtlichen Aemtern iſt ein Recursrecht gegen die Entſchei⸗ 

dungen der politiſchen Behörden in Eheſachen nicht vorzubehalten. 

(Art. II, $ e des Gef. vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 47.) 


Dr. Florian P. und Emilie G., beide in R. wohnhaft, haben 
den dortigen Stadtpfarrer um Vornahme des Aufgebotes behufs ihrer 
Verehelichung angegangen, wobei Dr. P. erklärte, nur einen bürger— 
lichen Ehevertrag eingehen. nicht aber auch das kirchliche Sacrament 
der Ehe empfangen zu wollen. Mit Nückſicht auf dieſe Erklärung 
verweigerte der Stadtpfarrer, wie dies auch von zwei in R. wohn⸗ 
haften Männern beſtätigt wird, die Vornahme des Anfgebotes und 
ſahen ſich deßhalb die Brautleute veranlaßt, die Bezirkshauptmannſchaft 
um das Aufgebot ihrer Ehe und um die Entgegennahme der feierlichen 
Erklärung der Einwilligung zur Ehe zu erſuchen, nachdem der Pfarrer 
ſich auf einen durch die Geſetzgebung nicht anerkannten Hinderungsgrund 
berufe. Die Bezirkshauptmannſchaft hat, dieſem Anſuchen entiprechend, 
das Aufgebot unterm 3. Auguſt 1874 veranlaßt und unterm 23. Sep- 
tember 1874 die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe ſeitens 
der Brautleute entgegengenommen. 

Der Stadtpfarrer hat über Auftrag des biſchöflichen Ordinariats 
bereits unterm 10. September 1874 (d. i. noch während des Aufge⸗ 
bottermines) in einer an die Bezirkshauptmannſchaft gerichteten Ein⸗ 
gabe Verwahrung gegen den Abſchluß einer ſolchen Ehe eingelegt, da 
die geſetzlichen Bedingungen zur Civilehe nicht vorhanden ſeien. 

Dieſe Eingabe fand die Bezirkshauptmannſchaft mit Erlaß vom 
11. September 1874 zu beantworten, worin die Geſetzlichkeit des in 
dieſer Eheſache beobachteten Vorganges des Weiteren dargelegt, dem 
Stadtpfarrer aber auch dagegen der Recurs an die Statthalterei 
binnen 3 Tagen offen gelaſſen wurde. Das Recursrecht glaubte die 
Bezirkshauptmannſchaft dem Pfarrer im Grunde des § 4 des Ge- 
ſetzes vom 25. Mai 1868 zugeſtehen zu ſollen. 

Der Pfarrer betonte im Statthaltereirecurſe, daß er den Braut⸗ 
leuten die Vornahme des Aufgebotes nicht verweigert, denſelben viel— 
mehr, da die Braut altkatholiſch ſei, die Eingehung einer gemiſchten 
Ehe unter feiner paſſiven Aſſiſtenz angetragen und auf die Erklärung 
des Dr. P., daß er überhaupt das Sacrament der Ehe nicht em⸗ 
pfangen wolle, geantwortet habe: „Wenn Dr. P. kein Sacrament 
empfangen will, ſo kann ich es ihm auch nicht ertheilen“. Dieſe 
Antwort ſei aber keine Weigerung im Sinne des Art. II. des Ge⸗ 
ſetzes vom 25. Mai 1868, ſomit die Vorausſetzungen zur Eingehung 
einer Civilehe gar nicht vorhanden. 

Die Statthalterei ſtellte den Recurs zurück, weil der vom 
Stadtpfarrer verlangte Empfang des Saeramentes eine nach Art. 14 
des St. G. G. vom 21. December 1867, Nr. 142 unzuläaſſige Be⸗ 
dingung war. In dieſer Entſcheidung wurde noch hervorgehoben, daß 
der Fall einer Miſchehe gar nicht vorliegt, da weder Braut noch Bräu— 
tigam ihren Austritt aus der katholiſchen Kirche angezeigt haben. 

Hierüber ſtellte nunmehr das biſchöfliche Ordinariat in einer 
an das Miniſterium gerichteten Eingabe das Erſuchen, die Entſchei— 
dungen der Bezirkshauptmannſchaft und der Statthalterei aufheben zu 
wollen, da laut vorliegender Erklärung des Stadtpfarramtes R. die 
Vornahme des Aufgebotes nicht abgeſchlagen, dem Dr. Florian P. 
vielmehr die Trauung mit paſſiver Aſſiſtenz ausdrücklich angetragen, 
ſomit die Vornahme des Aufgebotes ünplicite zugeſagt wurde. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 8. Februar 1875, 
3. 19.695 ex 1874 die Statthalterei angewieſen, „dem Ordinariate 
zu eröffnen, daß für das Miniſterium kein Anlaß zu einer Verfügung 
vorliegt, nachdem durch die Ausſage von zwei im Amtsbezirke woh— 


der Landesausſchuß in letzter Juſtanz decernirt und der hiedurch zu einer Leiſtung 
Verpflichtete leiſtet nicht freiwillig, ſo muß um die Execution die politiſche Behörde 
angegangen werden. Dieſe aber beurtheilt die Angelegenheit in merito bevor fie exe⸗ 
quirt und findet fie das Decernat des Landesausſchuſſes geſetzwidrig, exequirt fie nicht. 
Hingegen fteht dann die Berufung an die Landesſtelle und den Miniſter des Innern 
offen, alfo auch in dieſem Falle 5, 6 oder 7 adminiſtrative Inſtanzen. Und im Grunde 
genommen, beruht auch dieſer Vorgang auf dem ſtaatlichen Aufſichtsrechte. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


nenden eigenberechtigten Männern nachgewieſen war, daß der nach 
den Vorſchriften des a. b. G. B. zum Aufgebot der Ehe berufene 
Seelſorger (der Stadtpfarrer in R.) die Vornahme des Aufgebotes 
aus einem durch die Geſetzgebung des Staates nicht anerkannten 
Hinderungsgrunde verweigert hat“. 

Auch hat das Miniſterium angeordnet: „der Bezirkshauptmaun— 
ſchaft in R. iſt mit Beziehung auf den Schlußabſatz ihres an den 
dortigen Stadtpfarrer ergangenen Beſcheides vom 11. September 
1874 zu bemerken, daß im Grunde des Art. II, § 4 des Geſetzes 
vom 25. Mai 1868 den geiſtlichen Aemtern ein Recursrecht gegen 
Entſcheidungen der politiſchen Behörden in Eheſachen nicht vor⸗ 
zubehalten iſt, wodurch jedoch ſelbſtverſtändlich die Pflicht der poli⸗ 
tiſchen Landesbehörde, bei vorkommenden Beſchwerden zu prüfen, ob 
die politiſchen Bezirks⸗ beziehungsweise die Gemeindebehörden geſetzlich 
vorgegangen ſind, nicht berührt wird“. J. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die Verſetzung des k. und k. Conſuls 
Wittinghauſen von Ibraila nach Adrianopel, ferners des k. und 
Reglia von Moſtar nach Ibraila genehmiget und den Viceconſul in 
Strautz zum k. und k. Conſul in Moſtar ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmann Bronielaus Graf Los-Grod— 
Fon 170 Annahme und das Tragen des Ehrenkreuzes des ſouveränen Johanniter O 
geſtattet. Ei 

Seine Majeſtät haben den Hofrath Franz Ritter Laufberger v. Bergenheim 
zum Vicepräſidenten der böhmiſchen Statthalterei ernannt und die dadurch erlediate 
Statthaltereirathsſtelle dem mit Titel und Charakter eines Statthaltereirathes beklei⸗ 
deten Bezirkshauptmann Franz Urban verliehen. 

eine Majeſtät haben dem Hof- und Miniſterialrathe des k. Hauſes und 9 eu ; 
ßern Alphons Freih. de Pont den Titel eines anßerrrblſſcen een nn. 
bevollmächtigten Miniſters; dem Hof., und Minifteriafrathe Johann von Haßlin— 
ger.Haßingen daß Ritterkreuz des Leopoldordens; dem mit Titel und Charakter 
eines Sectlonsrathes bekleideten Hof- und Miniſterialſecretär Karl Hacker den Or; 
den der eiſernen Krone dritter Claſſe, ſämmtlichen tarfrei, ferner dem Hof⸗ und Mini. 
ſterialſeeretär Franz Matſcheko das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe der nieder öſterreichiſchen Finanzpro⸗ 
curatur Dr. Franz Edlen von Roſas tarfrei den Titel und Charakter eines Oberfi⸗ 
Wietze verliehen. 
E Seine Majeität haben dem Finanzprocuraturſecretär ir Dr. Moriz vo 
Haumeder taxfrei den Titel und Charakter eines Sine rant d * 

=. Seine Majeſtät haben dem Sectionsſchef im k. k. Miniſterium für Landesver— 
theidigung Paul Ritter von Schäfer die Würde eines geheimen Rathes tarfrei 
verliehen. ö 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Statthaltereirathe Franz Ritter von 
Barth zu Barthe nau den Titel eines Hofrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Stadtarzte in Moscisfı Joſeph Barb das goldene 
Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat die Bezirkscommiſſäre Johann Helmreich 
E ler von Brunfeld und Karl Ott zu Statthaltereifecretären in Böhmen ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Oberingenieur Karl Baubela zum Wend 
rath, den Ingenieur Hermann Ritſchl zum Oberingenieur und die Bauadjuncten 
Joſeph Goglia und Mathias Janota zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt im 
Küſtenlande ernannt. 7 

Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſeeretär in Trieſt Frieden 
Trentini und den im Miniſterium des Innern in Verwendung feben 
comm ſſär Franz Dietrich zu Miniſterial-Viceſecretären im Miniſterinm des Innern 
ernannt. 7 

Der Finanzminiſter hat den Haupteaſſier der Saline in Hallein Moriz 
Schwabe zum Zahlmeiſter bei der Wiener Landesfilialcaſſe ernannt. 8 

Der Finanzminiſter hat den Finanzprocuraturſeeretär Dr. Franz Seelich 
zum Finanzrathe und den Finanzprocuraturadjuncten Dr. Jacob Koreb zum Secre— 
tär bei der Finanzprocuratur in Prag ernaunt 
2 Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Joſeph Petrowitzky zum Haupt— 
Stenereinnehmer für den Bereich der Finanzlandesdirection in Böhmen ernannt. 

Der Handelsminiſter kat den Oberpoſtcontrolor Franz Günther in Prag 
zum Oberpoſtverwalter in Bodenbach ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat im neuen Organismus für die Verwaltung der Mon 
tanwerke des gr. ⸗orient. Religioneſondes in der Bukowina zum Hüttenverwalter den 
Material⸗Controlor Rudelf Chriſtof in Pribam ernannt. 


Rudolf Filek s. 
k. Conſuls Paul 
Banjaluka Anton 


rdens 


Erledigungen. 


Materialcontrolorsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe gegen Cautton bei der 
Hauptwerke verwaltung in Pribram, bis 20. März. (Amtsbl. Nr. 40.) 

Controlorsſtelle bei der Taxamtscaſſe in Wien in der neunten Rangsclaſſe 
gegen Caution, bis 20. März. (Amtsbl. Nr. 41.) ö 

Bezirkshauptmanns⸗, eventuell Statthalterei⸗Secretärsſtelle im Concretal⸗ 
ſtatus der ſteiermärkiſchen politiſchen Behörden, bis 20. März. (Amtebl. Nr. 41.) 

Diurniſtenſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft Groß: Enzersdorf mit 1 fl. 
Taggeld, bis 28. Februar. (Amtebl. Nr. 42.) 

Forſtelevenſtelle mit 500 fl. Adjutum, im Bereiche der k. k. Forſt⸗ und Domä⸗ 
nendirection für Salzburg, bis 15. März. (Amtsbl. Nr. 48.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſto 


